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Sind „alle Lebens- und Liebensformen“ gleichwertig? Foto: dpa

Aufklärung imNamen des Staates
Wie Eltern in Österreich vom Ministerium entmündigt und Kinder allzu früh sexualisiert werden V O N S T E P H A N B A I E R

W
as hat ein „Sex-Päd Werk-
zeugkoffer“ mit „Stoffvagi-
na, Regelkette, großem Ge-
bärmuttermodel, Stoffpenis,

Latexvagina, Holzpenisset, allen Verhü-
tungsmitteln“ und ähnlichem Zubehör in
der Schule verloren?Welche Eltern wollen,
dass ihre Kinder im Unterricht „einen er-
lebnisorientierten Zugang zu verschiede-
nen Verhütungsmethoden“ bekommen, wie
ihn der von Österreichs Bildungsministe-
rium subventionierte „Verein Amazone“
anbietet? Sind die Erziehungsberechtigten
auch der Meinung, dass schulfremde Verei-
ne ihren Kindern während des Unterrichts
beibringen sollen, „Sexualität lustvoll zu er-
fahren sowie die eigene Geschlechterrolle
und sexuelle Identität zu entwickeln“, wie
dies der „Verein Selbstbewusst“ propagiert?
Die sexualpädagogischen Schuleinsätze

unabhängiger Anbieter sind inÖsterreich in
die Diskussion geraten – allerdings nicht in
gebotener Breite, sondern fokussiert auf
den Verein „Teenstar“, dem Homo-Verbän-
de, SPÖ-Politiker und manche Medien zu
große Nähe zu christlichem Gedankengut
vorwerfen. Auf der aktuellen Subventions-
liste des Bundesministeriums für Bildung,
Wissenschaft und Forschung steht laut Mi-
nister Heinz Faßmann (ÖVP) jedoch nicht
„Teenstar“, sondern etwa der „Verein Ama-
zone Bregenz“. Der lädt Minderjährige zur
„Sex Toy Party“ mit dem Versprechen: „Es
wird lustig und verdammt abwechslungs-
reich!“ Ein Plakat zeigt Sexspielzeug zum
Ausmalen: Gleitgel, Auflege-Vibrator, Pe-
nisring, Dildo und mehr. „Kleine Rollen-
spiele ermöglichen Jugendlichen unter-
schiedliche Sichtweisen kennenzulernen,
zu reflektieren und dadurch ihr Verhaltens-
repertoire zu erweitern“, ist auf der Home-
page zu lesen. Wollen Eltern, dass ihre Kin-
der „den tabufreienUmgang“mit Sexualität
von solchen Vereinen lernen?

„Akzeptanz aller Lebens-
und Liebensformen“
Falls sie es für Pubertierende angemes-

sen finden: Wie beurteilen sie es in Kinder-
garten und Volksschule, wo „Verein Selbst-
bewusst“ und Co. auch tätig sind? „Sexuali-
tät beginnt mit der Geburt“, postuliert der

Verein. „Kinder sind sexuelle Wesen, von
Beginn an. Es gibt eine kindliche Sexualität,
die mit erwachsener Sexualität nicht ver-
wechselt werden darf…“. Wie damit umge-
hen? „Auch (frühkindliche) Masturbation
und sogenannte Doktorspiele ermöglichen
ein lustvolles Körpererleben – allenfalls ist
es nötig, Rahmenbedingungen dafür auszu-
machen… erlaubt ist nur das, was beide wol-
len, egal ob es um kindliches Doktorspielen
geht oder um sexuelle Handlungen zwi-
schen Jugendlichen oder Erwachsenen“.
Das Zauberwort „Verantwortung“ kommt

vor, aber nur „im Hinblick auf Verhütung,
Schutz vor Krankheiten und Wahrung der
Privatsphäre im Internet“. Von Ehe und
Familie, von einer Ausrichtung der Sexuali-
tät auf Nachkommenschaft ist keine Rede.
Stattdessen lesen wir beim „Verein Selbst-
bewusst“ über „sexuelle und geschlechtli-
che Vielfalt“. Das pädagogische Ziel ist:
„Wir wünschen uns Gleichwertigkeit und
Akzeptanz aller Lebens- und Liebensfor-
men, im Einklang mit den Menschenrech-
ten.“ Nun kann sich ein Verein allerlei wün-
schen, aber darf er seine Ideologie zum
Maßstab in der Schule machen?
Offenbar ja, denn im „Grundsatzerlass

Sexualpädagogik“ des Bildungsministe-
riums heißt es: „Altersadäquat beginnt Se-
xualpädagogik in der Schulemit demSchul-
eintritt und endet mit Austritt aus dem
Schulbereich.“ Nicht nur zeitlich, auch sys-
tematisch ist Sexualpädagogik umfassend
vorgeschrieben: „Für die inhaltliche, prakti-
sche Umsetzung des Sexualpädagogikerlas-
ses tragen alle Lehrkräfte der Schule die ge-
meinsame Verantwortung. Sexualpädago-
gik erfordert systematische (fächer- und
klassenübergreifende) Zusammenarbeit
der Lehrerinnen und Lehrer innerhalb je-
der Schule.“
Dabei sollen nicht nur Lerninhalte ver-

mittelt, sondern „Haltungen entwickelt“
werden: So sollen Schüler „eine respektvol-
le Haltung gegenüber verschiedenen For-
men von Sexualität und Identitäten“ entwi-
ckeln. Ein Bekenntnis zu Ehe und auf neues
Leben hin offenen Beziehungen sucht man
vergebens. Eine Abgrenzung zu pathologi-
schen Formen, etwa der Pädophilie, eben-
falls. Stattdessen wird betont, dass die „ge-
samte Schule“ sich „vehement gegen jede

benachteiligende, herabwürdigende, sexis-
tische, homo- und transphobe oder verlet-
zende Äußerung oder Handlung wendet“.
Warum der unter einer SPÖ-Ministerin

2015 veröffentlichte „Grundsatzerlass Se-
xualpädagogik“ heuer unter einem ÖVP-
Minister inhaltlich ident erneut erlassen
wurde, ist ein Rätsel. Fragen gibt auch der
2018 veröffentlichte Grundsatzerlass „Re-
flexive Geschlechterpädagogik und Gleich-
stellung“ auf. Hier wird im Sinn der
Gender-Ideologie der „Abbau von kulturell
tradierten Geschlechterstereotypen und
patriarchalen Rollenzuweisungen“ gefor-
dert. VomUnterricht wird verlangt, „ein dif-
ferenziertes Denken jenseits bipolarer, ver-
engter Geschlechterbilder zu entwickeln
und damit präventiv gegen Homophobie zu
wirken“. Das nennt sich „Aufbau einer di-
versitätsorientierten Genderkompetenz“.
Aber die Schüler sollen auch zum Han-

deln angeleitet werden, „um im Alltag (ins-

besondere auch in den digitalen Räumen)
gegen Stereotypen, Sexismus und Homo-
phobie und andere Formen von Diskrimi-
nierung aufzutreten“. Der Erlass besteht
auf einem neu kreierten „Kontroversitäts-
gebot“, das die „Diskreditierung vonGegen-
meinungen“ verbietet. Es sei denn, diese
hätten einen religiösen Hintergrund, denn
dafür gilt, „dass Religionskritik sowohl in
der Vergangenheit als auch aktuell nichtmit
Rassismus zu verwechseln ist“.

Das Erziehungsrecht wird
auf den Kopf gestellt
Wenn nun alle Lehrpersonen aller Schu-

len vom Schuleintritt bis zum Ende der
Schullaufbahn sexualpädagogisch aktiv sein
müssen, wenn zudem die von der „Sexual-
pädagogik der Vielfalt“ vorgegebene Ideolo-
gie ministeriell vorgeschrieben wird, drängt
sich die Frage auf: Wozu braucht es noch

externe Anbieter, die zur sexualpädagogi-
schen Schützenhilfe in die Schulen gerufen
und mit Steuergeldern subventioniert wer-
den? Laut Bildungsministerium kann „das
Beiziehen von externen Fachkräften, die
frei sind von der Rolle einer benotenden
Autoritätsperson… sogar notwendig sein“.
Kritisch hinterfragt wird stattdessen die

Rolle der Eltern. Im Fadenkreuz ist – unge-
nannt, doch direkt – der Islam: „Moralvor-
stellungen und Verhaltensnormen… die auf
Geschlechtersegregation undÜberwachung
der weiblichen Jungfräulichkeit ausgerich-
tet sind“. Gleichwohl dürfen christliche El-
tern alarmiert sein, wenn es imErlass heißt:
„Schließlich obliegt es der Schulleitung, so-
wohl die positive als auch die negative Reli-
gionsfreiheit zu schützen und die gegebe-
nen Möglichkeiten im Sinne der integrati-
ven Aufgabe der Schule zu nutzen.“ Dass
die Definition der Religionsfreiheit Sache
der Schule sei, und von dieser gegen die El-
tern zu „schützen“, ist eine gewagte These.
Nicht bloß gewagt, sondern grob sinnent-

stellend wird die Europäische Menschen-
rechtskonvention (EMRK) als Beleg dafür
angeführt, „dass dem Recht der Eltern im
Verhältnis zum Bildungsrecht des Kindes
eine ,dienende Funktion‘ zukommt“. Da-
raus abgeleitet heißt es im Erlass: „Die El-
tern haben demnach kein Recht, dass ihr
Kind nicht mit Meinungen und Fragestel-
lungen konfrontiert wird, die den eigenen
Überzeugungen widersprechen…“. Darum
dürfe der Staat „gegen den Willen der El-
tern“ Sexualkundeunterricht erzwingen.
Hier wird die Europäische Menschen-

rechtskonvention gegen ihren Sinn und
Wortlaut interpretiert. Darin heißt es näm-
lich wörtlich: „Der Staat hat bei Ausübung
der von ihm auf dem Gebiet der Erziehung
und des Unterrichts übernommenen Aufga-
ben das Recht der Eltern zu achten, die Er-
ziehung und den Unterricht entsprechend
ihren eigenen religiösen und weltanschauli-
chen Überzeugungen sicherzustellen.“
(EMRK, 1. Zusatzprotokoll, Artikel 2).
Nicht nur die Praxis des Sexualkundeunter-
richts in Österreich, sondern auch dessen
theoretischer Unterbau in Gestalt ministe-
rieller Erlasse lässt eine Anrufung des
„Europäischen Gerichtshofs fürMenschen-
rechte“ geboten erscheinen.

Bejamin Netanjahu beim Chanukka-
Fest vor einigen Tagen. Er ist seit gut
zwei Jahrzehnten die zentrale Figur
der israelischen Politik. Foto: dpa

Das Phänomen „Bibi“
Trotz Korruptionsvorwürfen muss sich Benjamin Netanjahu keine Sorgen machen: Viele Israelis halten ihn für alternativlos V O N T I L L M . S T E I N E R

Kaum ein Politiker hat Israel geprägt wie
Benjamin Netanjahu. Wenn seine gegen-
wärtige Regierungskoalition bis zum Ende
der Legislaturperiode im November nächs-
ten Jahres bestehen bleiben sollte, wird
„Bibi“ wie er von Freunden wie gegnern ge-
nannt wird, der am längsten amtierende
Premierminister der Geschichte Israels
sein. Gemäß der monatlichen Umfrage des
Israelischen Demokratie-Instituts glauben
46 Prozent der Israelis, dass er der am ge-
eignetste und qualifizierteste Politiker für
dieses Amt ist. Seine Popularität wird selbst
durch drei abgeschlossene polizeiliche Er-
mittlungen in drei verschiedenen Fällen
nicht gemindert, die jeweils zu der Empfeh-
lung gelangt sind, dass der Generalstaatsan-
walt gegen ihn Anklage erheben solle. Zu-
letzt hat die israelische Polizei in einer

Pressekonferenz am 2. Dezember mitge-
teilt, dass in dem sogenannten „Fall 4000“
Beweise vorliegen, „dass der Premierminis-
ter bestechlich war und in einem Interes-
senkonflikt gehandelt hat“. Es liege ein „un-
angemessenes Verhalten … auf zwei Haupt-
achsen vor: eine ablenkende Medienbe-
richterstattung im Austausch für eine be-
vorzugte Regulation". Nach den Wahlen
2015 übernahm Benjamin Netanjahu als
Premierminister auch das Kommunika-
tionsministerium, das zuvor eine Fusion des
Telekommunikationsunternehmens Bezeq
und des Fernsehunternehmens Yes verhin-
dert hatte. Er setzte seinen Vertrauten
Shlomo Fiber als Generaldirektor ein und
genehmigte die Fusion. Der Hauptaktionär
von Bezeq und zugleich zusammenmit dem
Telekommunikationsunternehmer Besitzer

von Yes war damals Shaul Elovitch. Im
Rahmen der Fusion verkaufte er seine Pri-
vatanteile an Yes zu Bezeq und verdiente
durch diese Transaktion 269MillionenUS-
Dollar. Nach Angaben der Polizei erfolgte
die Genehmigung der Fusion im Gegenzug
für eine wohlgesonnene Berichterstattung
über Benjamin Netanjahu und seine Frau
auf der Nachrichtenseite Walla! News, die
ebenso Shaul Elovitch gehört. Die in diesem
Fall Mitbeschuldigten, Shlomo Fiber und
der ehemalige Medienberater der Familie
Netanjahus, Nir Hefetz, sind während der
polizeilichen Untersuchung zu Kronzeugen
gegen den Premierminister geworden. In
der wöchentlichen Kabinettssitzung nach
der Pressekonferenz der Polizei stellte sich

Transportminister Israel Katz demonstra-
tiv hinter den Regierungschef und sicherte
ihm im Namen aller Minister uneinge-
schränkte Unterstützung zu, worauf er ant-
wortete: „Danke, aber Sie scheinen das hier
ernster zu nehmen als ich.“ In einer Presse-
mitteilung am selben Abend bezeichnete er
die polizeiliche Untersuchung gegen ihn als
ein „manipuliertes Spiel“.
In zwei weiteren Fällen empfiehlt die

israelische Polizei eine Anklage wegen Be-
stechung. Netanjahu steht im Verdacht,
„systematisch" Geschenke imWert von ins-
gesamt rund 282000 US-Dollar von rei-
chen Gönnern im Austausch für Gefällig-
keiten gefordert und bekommen zu haben.
Zudem soll er ein Abkommen mit einem
Zeitungsverleger eingegangen sein, das die
Schwächung einer konkurrierenden Tages-
zeitung als Gegenleistung für eine positive-
re Berichterstattung vorsah. Ende Novem-
ber wurde durch einen Bericht des Fernseh-
senders Arutz 10 bekannt, dass die Amtsan-
wältin Liat BenAri, die die Ergebnisse der
polizeilichen Untersuchungen in diesen
beiden Fällen ausgewertet hat, für eine An-
klageerhebung votiert. Der Generalstaats-
anwalt hat jedoch bereits bekanntgegeben,
dass er die endgültige Entscheidung über
die Anklage gegen den Premierminister erst
treffen wird, wenn die Beweislage in allen
drei Fälle durch einen Amtsanwalt über-
prüft worden sei. Es wird vermutet, dass

sich dies bis in die zweite Hälfte des kom-
menden Jahres, passend zu den anstehen-
den Parlamentswahlen, hinziehen wird.
Wie politisch mächtig Netanyahu trotz

der bevorstehenden Anklageerhebung ist,
zeigte sich als seine Regierung durch den
Rücktritt des Verteidigungsministers Avig-
dor Lieberman zu zerbrechen drohte,
Durch eine, wie für ihn typische, rhetorisch
brillante Ansprache an die Nation vereinte
Netanjahu sein Kabinett hinter sich, indem
er zur nationalen Einheit im Angesicht der
iranischen Bedrohung mahnte und poli-
tisch-taktische Überlegungen der Koali-
tionspartner in diesen Zeiten als gefährli-
ches Spiel brandmarkte. Er hat nicht nur
seine Partei Likud völlig auf sich zuge-
schnitten, sondern er war auch der Mentor
führender Politiker anderer Parteien. Lie-
berman, heute der Vorsitzende der säkular-
nationalistischen Partei Israel Beitenu, war
früher Netanyahus Chef des Premierminis-
terbüros. Der Vorsitzende der national-reli-
giösen Siedlerpartei HaBeit haJehudi, Naf-
tali Bennet, war dessen Stabschef. Selbst als
politische Kontrahenten stehen sie in sei-
nem Schatten. Und er besetzt wie kein
Zweiter das entscheidende Thema. Er
pflegt sein Image als „Mr. Security“ und hat
hier große Erfolge aufzuweisen. Alles das
ändert jedoch nichts daran, dass sein
Schicksal erst einmal in den Händen des
Generalstaatsanwalts liegt.


